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Preußiſche Geſetzzammlun 
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(Nr. 13908.) Zweite Ausführungsvorſchrift zum Reichsgeſetz zur Wiederherſtellung des Verufs⸗ 
beamtentums. Vom 15. Juni 1933. 


Auf Grund des § 17 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) wird in Ergänzung der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung dieſes Geſetzes vom 4. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 233) folgendes beſtimmt: 


Allgemeines. 


1. Die Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums vom 6. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 245) und die Dritte Ausführungs⸗ 
vorſchrift dazu vom 15. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 202) find beim Vollzug der Zweiten 
Ausführungsverordnung entſprechend anzuwenden. 

2. Für die Angeſtellten und Arbeiter der Gemeinden und Gemeindeverbände, der ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſowie der dieſen gleichgeſtellten Einrichtungen und 
Unternehmungen werden ergänzende Vorſchriften von den Fachminiſtern in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter getroffen. 


Zu 8 1 Abſ. 1. 


3. Zu den Bezügen im Sinne des Schlußteils des § 1 Abſ. 1 gehören Renten, Ruhegelder, 
Ruhelöhne und ſonſtige laufende Bezüge — ſoweit ſie verſorgungsähnlichen Charakter 
haben —, die unmittelbar oder mittelbar von dem Arbeitgeber an ehemalige Angeſtellte 
oder Arbeiter im Hinblick auf das frühere Dienſt⸗ oder Geſchäftsbeſorgungsverhältnis 
gezahlt werden; hierbei iſt es unerheblich, ob ein Rechtsanſpruch auf dieſe laufenden 
Bezüge eingeräumt iſt oder nicht (beiſpielsweiſe gehören zu den laufenden Bezügen in 
dieſem Sinne die Erſatzzuſatzrenten aus 88 8, 9 des Überverſicherungsabkommens vom 
19. Oktober 1928 in der Faſſung des Abkommens vom 23. Februar 1932 — PrBeſBl. 
S. 81 — und aus 8 5 des Abkommens vom 9. Oktober 1928 — PrBeſBl. S. 288 —, die 
Verſorgungsbeihilfen, die den Angeſtellten und Arbeitern des Preußiſchen Landtags und 
deren Hinterbliebenen gezahlt werden, die Ruhelöhne und Hinterbliebenenrenten für die 
Arbeiter bei der Preußiſchen Staatsmünze). 

4. Nicht zu den Bezügen im Sinne des Schlußteils des § 1 Abſ. 1 gehören Leiſtungen, die 
auf einem unter Beteiligung des Angeſtellten oder Arbeiters an der Beitragsaufbringung 
unterhaltenen Verſicherungsverhältnis oder verſicherungsähnlichen Verhältniſſe beruhen 
(3. B. bei der Zuſatzverſorgungsanſtalt des Reichs und der Länder, der Verſorgungsanſtalt 
Deutſcher Bühnen, der Verſorgungs⸗ und Sterbekaſſe der Staatlichen Porzellan⸗ 
manufaktur). d N g 


Zu 8 2 Abſ. 1 Satz 2. 


5. Die bisherigen Bezüge werden, wenn die Entlaſſung am 1. des Monats erfolgt, längſtens 

für dieſen und die beiden folgenden Monate belaſſen. 
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„Zu den bisherigen Bezügen gehören 8. B. bei Angeſtellten, deren Vergütung nach den 


Beſtimmungen des Preußiſchen Angeſtelltentarifvertrags (PA T.) bemeſſen iſt, die im 
§ 23 Abſ. 1 PAT. aufgeführten laufenden Dienſtbezüge, bei Arbeitern im Sinne des 
Tarifvertrags für die Lohnempfänger bei der preußiſchen Staatsverwaltung (P T.) 
die Bezüge, die im Urlaubsfall gewährt werden (8 29 P T.). 


Die Verrechnung erfolgt bei dem Ausgabetitel, bei dem die Dienſtbezüge zuletzt nach⸗ 


gewieſen worden ſind. 


Die bisherigen Bezüge ſind nicht Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialverſicherungsgeſetze. 


3u 8 2 A bf. 3. 


„In dem Antrag auf Bewilligung einer laufenden Unterſtützung ſind die wirtſchaftlichen 


Verhältniſſe, gegebenenfalls unter Beifügung des Vermögenſteuerbeſcheids 1931 und des 
Einkommenſteuerbeſcheids 1932, eingehend darzulegen. 


Über die Bewilligung der laufenden Unterſtützungen entſcheidet in jedem Falle der Fach⸗ 
miniſter. Hierbei iſt ein ſtrenger Maßſtab anzulegen, der Höchſtſatz von zwei Fünfteln 
iſt nur in beſonderen Ausnahmefällen zu bewilligen. 

In der Bewilligungsverfügung iſt darauf hinzuweiſen, daß die Unterſtützung jederzeit 
widerruflich iſt, daß der Empfänger jede Anderung in ſeinen perſönlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen ſofort der zahlenden Kaſſe anzuzeigen hat und daß bei Verſtößen 
gegen die Anzeigepflicht die Unterſtützung gemindert oder entzogen werden kann. 


Die laufende Unterſtützung für die Hinterbliebenen eines ehemaligen Angeſtellten oder 
Arbeiters darf 60 vom Hundert des Betrags nicht überſteigen, der dem Verſtorbenen 
als laufende Unterſtützung hätte bewilligt werden können. 
Die Feſtſetzung der laufenden Unterſtützung erfolgt durch die Behörde, der die Feſtſetzung 
der Bezüge des ehemaligen Angeſtellten oder Arbeiters zuletzt oblag. Ihre weitere 
Regelung und Zahlung wird den für den Wohnſitz des Empfängers zur Regelung und 
Zahlung von Beamtenverſorgungsbezügen allgemein zuſtändigen Stellen übertragen. 
Die laufenden Unterſtützungen ſind von den Regierungshauptkaſſen (Hauptkaſſe der Bau⸗ 
und Finanzdirektion) für 1933 in der Ruhegehaltsrechnung bei den ſonſtigen außerplan⸗ 
mäßigen Ausgaben des Haushalts des Finanzminiſteriums unter dem in lfd. Nr. 22 
der Dritten Ausführungsvorſchrift vorgeſehenen Titel mit dem Untertitel 

„D. Widerrufliche laufende Unterſtützungen an Angeſtellte und Arbeiter und deren 

Hinterbliebene (§ 15 des Geſetzes) 

a) Angeſtellte, b) Arbeiter“ 

zu verrechnen. Die laufenden Unterſtützungen ſind von den Kaſſen der Juſtiz⸗ und 
Bergverwaltung entſprechend zu verrechnen. Das gleiche gilt für die Polizeihauptkaſſe 
in Berlin und die Regierungshauptkaſſen bei Angeſtellten und Arbeitern oder deren 
Hinterbliebenen der Polizeiverwaltung. 


Die Feſtſetzung, Zahlung und Verrechnung — dieſe entſprechend Nr. 14 —von laufenden 
Unterſtützungen bei Angeſtellten und Arbeitern oder deren Hinterbliebenen der Münz⸗ 
verwaltung, des Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeigers, der Preußiſchen 
Staatsbank (Seehandlung) und der Staatlichen Porzellanmanufaktur in Berlin erfolgt 
durch dieſe Stellen ſelbſt. 


Zu 8 3 Abſ. 1 Satz 2. 
Wegen der bisherigen Bezüge vgl. Ifd. Nr. 5 bis 8. 


Zu 8 3 Abſ. 1 Satz 3. 


17. Für die Feſtſetzung, Zahlung und Verrechnung gelten die lfd. Nrn. 12 bis 15 entſprechend. 


18. 
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Zu 8 3 Abſ. 1 Satz 4. 
Für die Berechnung des Zeitpunkts ſind z. B. bei Angeſtellten nach dem PAT. — mit 
Ausnahme der Angeſtellten auf Vertragsablauf (8 42 d PAT.) — die im 8 43 Abſ. 1 
ute bei Arbeitern nach dem PST. die im 8 32 BET. vereinbarten Friſten zugrunde 
zu legen. 


Zu 8 3 Abi. 1 Satz 5. 
Die Übergangsgelder und Abfindungen ſind bei dem Ausgabetitel zu verrechnen, bei dem 
die Dienſtbezüge zuletzt nachgewieſen worden find. 
Es kommen nur ſolche Übergangsgelder und Abfindungen in Betracht, auf die ein Rechts- 
anſpruch beſteht. Zu dieſen gehören nicht Übergangsgelder gemäß Runderlaß vom 
23. November 1931 (PrBeſBl. S. 332) und Abkehrgelder gemäß Runderlaß vom 
22. Januar 1931 (PrBeſBl. S. 14). 


Zu § 3 Abſ. 2 letzter Satz. 


Bei wirtſchaftlichen Unternehmen (Betrieben), an denen das Reich nicht beteiligt iſt, 


bedarf die Ausnahmebewilligung der Zustimmung des Fachminiſters und des Minifters 
des Innern. 

Zu 8 4 Satz 2. 
Vgl. lfd. Nrn. 16 bis 20. 


Zu 88 2 bis 4. 

In Stellen von Angeſtellten und Arbeitern, die in Durchführung des Geſetzes frei werden 
— mit Ausnahme der Stellen, die nicht mehr beſetzt werden dürfen — ſind, ſofern ſie mit 
Verſorgungsanwärtern beſetzt waren, wieder Verſorgungsanwärter einzuſtellen; ſofern 
ſie mit nichtverſorgungsberechtigten Perſonen beſetzt waren, können wieder nichtverſor⸗ 
gungsberechtigte Kräfte eingeſtellt werden. Hierbei ſind Angeſtellte und Arbeiter, die 
ſich um die nationale Erhebung verdient gemacht haben, vorzugsweiſe zu berückſichtigen. 
Entlaſſene weibliche Angeſtellte ſind nach Möglichkeit durch männliche, insbeſondere 
Familienväter, zu erſetzen. 


Zu 8 6. 
Im Haushaltsplan für das nächſte Rechnungsjahr iſt die Zahl der nach $ 6 eingeſparten 
Angeſtellten und Arbeiter zu vermerken. 
Wegen der Feſtſetzung und Verrechnung der nach Ablauf der Kündigungsfriſt (Abſ. 2) 
zuſtehenden Bezüge vgl. Ifd. Nr. 17. 


8 5 iſt mit Ausnahme des Abſ. 6 entſprechend anzuwenden. 


Zu 88. 
Vgl. Dritte Ausführungsvorſchrift lfd. Nrn. 24 bis 36. 


Berlin, den 15. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Popitz, 


zugleich für den Miniſterpräſidenten. 
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Mr. 13909.) Dritte nn 18. 08 zum Reichsgeſetz 8 Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums. Vom 15. Juni 1933 


a Auf Grund des § 17 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) wird in Ergänzung der Dritten Verordnung zur Durch⸗ 
führung dieſes Geſetzes vom 6. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 245) folgendes beſtimmt: 


Al 1 gemeines. 

15 Soweit nicht die Zuständigkeit der Landesbehörden in der Erſten Ausführungsvorſchrift 
zum Reichsgeſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 24. April 1933 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 157) geregelt iſt, iſt oberſte Landesbehörde der Fachminiſter, die für das 
Beſoldungsweſen allgemein zuſtändige oberſte Landesbehörde der Finanzminiſter. 

2. Für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände, der ſonſtigen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes ſowie der dieſen gleichgeſtellten Einrichtungen und Unter⸗ 
nehmungen werden ergänzende Vorſchriften von den Fachminiſtern in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter getroffen. Das gleiche gilt für die Lehrer an öffentlichen Volks⸗, 
mittleren und nichtſtaatlichen höheren Schulen. 


Zu § 1 Nr. 1. 

3. Der im 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes angeführte § 15 Abſ. 1 im Kapitel V Abſchnitt I des 
Dritten Teiles der Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 lautet: 

Zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Sinne der 88 12 bis 14 dieſes 
Abſchnitts gehören auch die Anſtalten, Vereine und Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes, die Verbände von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, Vereinigungen 
und Einrichtungen, deren Einkünfte mit mehr als der Hälfte von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes oder von den vorſtehend beſonders aufgeführten Körper⸗ 
ſchaften uſw. oder von den in Satz 2 und 3 bezeichneten Unternehmungen herrühren. 
Unternehmungen, deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Hälfte im Eigen⸗ 
tum von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes einſchließlich der im erſten Satze 
bezeichneten befindet, gelten ebenfalls als Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im 
Sinne dieſes Abſchnitts. Das gleiche gilt für Konzerngeſellſchaften (Tochtergeſell⸗ 
ſchaften, Subtochtergeſellſchaften uſw.), wenn ihr Kapital und das Kapital der 
Zwiſchenglieder (Dachgeſellſchaft, Tochtergeſellſchaft, Subtochtergeſellſchaft uſw.) ſich 
je mit mehr als der Hälfte im Eigentum der übergeordneten Konzerngeſellſchaft oder 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes einſchließlich der im erſten und zweiten 
Satze bezeichneten befindet. Zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Sinne 
der 8S 12 bis 14 gehören ferner Unternehmungen uſw., deren Riſiko auf Grund von 
Geſetzen oder beſondeven Vereinbarungen von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
einſchließlich der in Satz 1 bis 3 bezeichneten getragen wird. 

4. Zu den unter Gewährung eines Teiles ihrer Bezüge entlaſſenen Beamten gehören die 
ſtvafweiſe entlaſſenen Beamten. 

Zu S 1 Nr. 2. 

5. Zu den Lehrern im öffentlichen Schuldienſte gehören die Lehrperſonen im Berufsſchul⸗ 
und Fachſchuldienſt. 

Zu S 2 Nr. 4. 

6. Zu den bisherigen Bezügen gehören Grundgehalt (Grundvergütung), rubegehaltsfähige 
und unwiderrufliche Zulagen, Wohnungsgeldzuſchuß, örtlicher Sonderzuſchlag, Kinder⸗ 
beihilfen, Kinderzulagen, Ausgleichszulagen ſowie die auf Grund des Preußiſchen Be⸗ 
ſoldungsgeſetzes gewährten Sondervergütungen und Nebenbezüge. Nicht dazu gehören 
die Dienſtaufwandentſchädigungen, Aufwandentſchädigungen und die aus der Staatskaſſe 
gewährten Nebenvergütungen. 
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Zu S 2 Nr. 9. 


In dem Antrag auf Bewilligung einer Rente find die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ge⸗ 


gebenenfalls unter Beifügung des Vermögenſteuerbeſcheids 1931 und des Einkommen⸗ 
ſteuerbeſcheids 1932, eingehend darzulegen. Bei Bewilligung der Rente iſt ein ſtrenger 
Maßſtab anzulegen, der Höchſtſatz von einem Drittel iſt nur in beſonderen Ausnahmefällen 
zu bewilligen. 


„In der Bewilligungsverfügung iſt darauf hinzuweisen, daß die Rente jederzeit widerruflich 


iſt, daß der Empfänger jede Anderung in ſeinen perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen ſofort der zahlenden Kaſſe anzuzeigen hat und daß bei Verſtößen gegen die Anzeige⸗ 
pflicht die Rente gemindert oder entzogen werden kann. 


„Die Feſtſetzung, Regelung und Zahlung der Rente erfolgt durch die Stellen, die für die 


Feſtſetzung, Regelung und Zahlung des Ruhegehalts zuſtändig wären, wenn der Beamte 
in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. Der Betrag der Rente und die Grundlagen für 
ihre Berechnung find in den Akten zu vermerken. Wegen der Verrechnung vgl. Ifd. Nr. 22. 


Zu § 2 Nr. 11. 
Kann nach § 2 Abſ. 3 des Geſetzes den Hinterbliebenen eine Rente bewilligt werden, ſo 
darf dieſe 60 vom Hundert des Betrags nicht überſteigen, der dem verſtorbenen Beamten 
als Rente hätte bewilligt werden können. 


Zu 8 3. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt mit dem Ablaufe des Vierteljahrs ein, das auf 
den Monat folgt, in dem dem Beamten ſeine Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht 
worden iſt. 

Zu § 3 Nr. 7. 
Entſprechendes gilt für Rabbiner, die bei Strafanſtalten zur religiöſen Betreuung der 
jüdiſchen Gefangenen angeſtellt ſind. 

Zu § 4 Nr. 7. 
Wegen der bisherigen Bezüge vgl. lfd. Nr. 6. Zu verrechnen find fie bei den Be⸗ 
ſoldungstiteln der zuſtändigen Verwaltungen. 


Zu 8 5 Nr. 2. 
Die Bezüge des verſetzten Beamten ſind in der Jahresrechnung der neuen Dienſtbehörde 
nachzuweiſen, auch wenn ſie über das Gehalt der freigehaltenen Planſtelle hinausgehen. 
Hierbei iſt zu vermerken, aus welcher freien Planſtelle die Bezüge Deckung finden. Die 
Beamten find tunlichſt in die nächſte bei dieſem Verwaltungszweige freiwerdende Stelle 
der neuen Beſoldungsgruppe einzuweiſen. 


Zu 8 5 Nr. 3. 
Dienſteinkommen ſind nur das Grundgehalt (die Grundvergütung), ruhegehaltsfähige 
und unwiderrufliche Zulagen und der Wohnungsgeldzuſchuß. Der Anſpruch auf das 
Aufrücken im Grundgehalt (in der Grundvergütung) der bisherigen Stelle bleibt 
unberührt. 

Zu 8 5 Nr. 5. 
Bei einer Verſetzung in den Ruheſtand nach 8 5 Abſ. 2 des Geſetzes finden alſo die all⸗ 
gemeinen verſorgungsrechtlichen Vorſchriften Anwendung. Bei Würdigkeit und 
Bedürftigkeit kann dem Beamten, dem ein Anſpruch auf Ruhegehalt nicht zuſteht, ein 
Ruhegehalt nach § 7 des Zivilruhegehaltsgeſetzes (3RG.) bewilligt werden. Gegebenen⸗ 
falls iſt unter Vorlage einer Ruhegehaltsvorſchlagsnachweiſung wegen der Gewährung 
eines Ruhegehalts zu berichten. 
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Zu S 5 Nr. 6. 
8 5 findet auf die Wiederanſtellung von Warteſtandsbeamten ſinngemäß Anwendung, 
ſoweit nicht die Vorausſetzungen der 88 2 bis 4 des Geſetzes auf fie zutreffen. 


Zu 8 6 Nr. 3. 


Wegen der Anwendung der allgemeinen verſorgungsrechtlichen Vorſchriften vgl. Ifd. 
Nr. 16. 

Zu 8 7 Nr. 4. 
Die Zuſtändigkeit richtet ſich nach der Erſten Ausführungsvorſchrift zum Reichsgeſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 24. April 1933 (Geſetzſamml. S. 157). 


Zu 8 7 Nr. 7. 
Lehrer an wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, die in den Ruheſtand verſetzt werden, ſind ſo 
zu behandeln, als ob § 6 Abſ. 1 ZRE. für fie nicht gelte (vgl. lfd. Nr. 24). Für die 
Berechnung des Ruhegehalts iſt als ruhegehaltsfähiges Dienſteinkommen (8 10 3RG.) 
in Anſatz zu bringen das Grundgehalt, etwaige ruhegehaltsfähige Zuſchüſſe, der Woh⸗ 
nungsgeldzuſchuß der Ortsklaſſe B und die gewährleiſtete Mindeſteinnahme an Unter⸗ 
richtsgebühren mit einem Betrage von 1000 AM jährlich. 
Zu 8 7 Nr. 10. 
Die Feſtſetzung des Ruhegehalts erfolgt — ſoweit fie nicht nach 88 21 Abſ. 3, 22 Abſ. 2 
RG. oder auf Grund des § 10 der Verordnung vom 29. Oktober 1932 (Geſetzſamml. 
S. 333) auf nachgeordnete Behörden übertragen iſt — durch den Fachminiſter in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter. 
Die Renten (§ 2), Ruhegehälter (SS 3, 4) und Hinterbliebenenbezüge ($ 13) find von 
den Regierungshauptkaſſen (Hauptkaſſe der Bau⸗ und Finanzdirektion) für 1933 in der 
Ruhegehaltsrechnung bei den ſonſtigen außerplanmäßigen Ausgaben des Haushalts des 
Finanzminiſteriums, Abſchnitt „Verſorgung der Ruhegehaltsempfänger uſw.“, unter fol⸗ 
gendem Titel zu verrechnen: 
Ausgaben auf Grund der SS. 2 bis 4 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) 

A. Renten an Beamte und Hinterbliebene von Beamten ($ 2 des Geſetzes), 

B. Ruhegehälter an Beamte (88 3, 4 des Geſetzes), 

C. Hinterbliebenenbezüge (SS 3, 4 des Geſetzes). 


Die Renten uſw. find von den Kaſſen der Juſtiz⸗ und Bergverwaltung, des Reichs⸗ und 
und Staatsanzeigers und der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) entſprechend zu 
verrechnen. Das gleiche gilt für die Polizeihauptkaſſe in Berlin und die Regierungs⸗ 
hauptkaſſen bei Beamten und Hinterbliebenen von Beamten der Polizeiverwaltung. 


Zu 8 7 Nr. 12. 


23. Beſteht ein dienſtliches Bedürfnis zur ſofortigen Wiederbeſetzung einer Stelle, jo iſt, jo- 


24. 


lange das Stellengehalt noch nicht frei iſt, der Finanzminiſter zu beteiligen; dem Be⸗ 
dürfnis iſt tunlichſt Rechnung zu tragen. Die Dienſtbezüge des Beamten, mit dem die 
Stelle wieder beſetzt wird, ſind außerplanmäßig zu verrechnen. 


Zu § 8 Nr. 1. 
Die Gewährung eines Ruhegehalts an Beamte, die nach SS 3, 4 des Geſetzes in den 
Ruheſtand verſetzt oder entlaſſen werden, iſt an die beiden Vorausſetzungen geknüpft, 
daß nach den allgemeinen Vorſchriften des Zivilruhegehaltsgeſetzes der Beamte an ſich 


ruhegehaltsberechtigt iſt oder ihm ein Ruhegehalt bewilligt werden kann und daß er 


eine mindeſtens zehnjährige Dienſtzeit im Rahmen der lfd. Nr. 25 vollendet hat. 


25. 


26. 


27. 


29. 


30. 


31. 
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Zu 88 Nr. 2 und. 
Für die Ermittlung, ob eine mindeſtens zehnjährige Dienſtzeit vollendet iſt, ſind nicht 
die Vorſchriften des Zivilruhegehaltsgeſetzes über die Berechnung der ruhegehaltsfähigen 
Dienſtzeit maßgebend, es kommen vielmehr nur in Betracht: 

a) die tatſächliche Dienſtzeit in Planſtellen des Reichsdienſtes, des unmittelbaren 
Staatsdienſtes und des preußiſchen öffentlichen Schuldienſtes, 

b) auf Grund beſonderer Entſcheidung des Fachminiſters mit Zuſtimmung des 
Finanzminiſters die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit in einer gleichwertigen Lauf⸗ 
bahn, und zwar in einer ruhegehaltsberechtigenden Beamtenſtellung bei einem 
anderen Dienſtherrn des öffentlichen Rechtes (z. B. im Dienſte eines anderen 
Landes, einer Gemeinde), ſoweit die Berufung in das letzte Amt auf der Dienft- 
leiſtung in dem früheren Amtsverhältniſſe beruhte, 

c) Zeiträume, die auf Grund der 88 15, 17 ING. und des Geſetzes über eine erhöhte 
Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten Dienftzeit vom 23. November 
1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 89) als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit anzurechnen ſind; 
die nach dem Geſetze vom 23. November 1920 zugelaſſene anderthalbfache Anrech— 
nung von Zivildienſtzeit iſt aber auf die nach a und b anrechnungsfähigen Dienſt⸗ 
zeiten beſchränkt. 

Sind die Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 2 ZRG. erfüllt, fo iſt eine mindeſtens zehnjährige 
Dienſtzeit nicht Voraussetzung für die Gewährung von Ruhegehalt nach 88 3, 4 des 
Geſetzes. 
Zu § 9 Nr. Lund 2. 

Wenn nach 8 8 des Geſetzes ein Ruhegehalt zu gewähren iſt, jo find bei der Berechnung 
als ruhegehaltsfähige Dienſtzeit alle Zeiträume zu berückſichtigen, die ohne weiteres kraft 
Geſetzes ruhegehaltsfähig find mit Ausnahme der Zeiten nach § 14 Nr. 4, 5 ZRG. 
(vgl. lfd. Nr. 29). An weiteren Dienſtzeiten können nur Dienſtzeiten in einer ruhe⸗ 
gehaltsberechtigenden Beamtenſtelle eines anderen Landes oder einer Gemeinde leines 
Gemeindeverbandes) im Rahmen der beſtehenden Vorſchriften vom Fachminiſter in 
Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter angerechnet werden. Die bisherigen Feſtſetzungen 
und Zuſicherungen auf Grund des § 19 Abſ. 1 Nr. 1 3RG. ($ 14 Abſ. 2 des Hinter⸗ 
bliebenenfürſorgegeſetzes) treten außer Kraft. SS 18, 19 Abſ. 1 Nr. 3 3RG. und das 
Geſetz vom 23. November 1920 finden gegebenenfalls Anwendung. 


Bei Lehrern an wiſſenſchaftlichen Hochſchulen wird die Dienſtzeit als Privatdozent nur 


inſoweit angerechnet, als ſie an preußiſchen Hochſchulen zurückgelegt iſt; die an außer⸗ 
preußiſchen Hochſchulen zurückgelegten Zeiten können nur im Rahmen des § 19 Abſ. 1 
Nr. 1b 3RG. angerechnet werden. 


Zu 89 Nr. 5. 
Es handelt ſich um Zeiten im Sinne des § 14 Nr. 4, 5 und des § 19 Abſ. 1 Nr. 2:3RG. 
(8 14 Abi. 2 H§ G.); ihre Anrechnung erfolgt durch den Fachminiſter in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter. Die bisherigen Feſtſetzungen und Zuſicherungen auf Grund 
dieſer Vorſchriften treten außer Kraft. 


Zu 8 11 Nr. 1. 

§ 11 des Geſetzes gilt ſowohl für die Beamten, die aufſteigende Gehälter mit feſten 
Grundgehaltsſätzen, als auch für diejenigen, die Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen 
beziehen. 

Falls Beſchäftigungszeiten auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet worden waren oder 
das Beſoldungsdienſtalter auf Grund von Härte⸗ oder Ausnahmevorſchriften verbeſſert 
oder ſonſt eine höhere Dienſtaltersſtufe bewilligt war, behält es hierbei für die Beamten, 
die auf Grund der 88 3, 4 des Geſetzes ausſcheiden, nur inſoweit ſein Bewenden, als es 
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33. 


34. 


35. 


36. 


37. 


38. 
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ſich um die Anrechnung einer Beſchäftigungszeit handelt, die in derſelben oder einer 
gleichwertigen Laufbahn im Reichs⸗, Landes- oder Gemeindedienſt im Beamtenverhältnis 
zurückgelegt iſt und dieſe Anrechnung auch ſonſt innerhalb der Beſtimmungen der Preu⸗ 
ßiſchen Beſoldungsvorſchriften liegt; für die Angehörigen der Beſoldungsgruppen mit 
Mindeſtgrundgehaltsſätzen gilt das Entſprechende auch dann, wenn ihnen unter Vorweg⸗ 
nahme von Dienſtaltersſtufen ein höherer Gundgehaltsſatz bewilligt worden war. 
Urteile, Schiedsſprüche, beſondere Feſtſetzungen, Zusicherungen und andere Verpflich⸗ 
tungen ſtehen der Durchführung dieſer Beſtimmungen nicht entgegen. 

Die vorſtehenden Vorſchriften gelten auch für die im 8 9 Abf. 5 des Geſetzes genannten 
Beamten, die ſchon vor Inkrafttreten des Geſetzes in den Ruheſtand oder in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand getreten ſind. Sie ſind auch anzuwenden bei der Feſtſetzung der nach 
8 13 des Geſetzes zu berechnenden Hinterbliebenenbezüge. Sie find ferner anzuwenden 
bei der Berechnung der Rente nach § 2 des Geſetzes. 

Für die Neufeſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt die Behörde zuſtändig, die die Ver⸗ 
ſorgungsbezüge oder die Rente feſtzuſetzen hat. 


Zu § 11 Nr. 3. 
Sollte im Einzelfall eine weitergehende Anrechnung beantragt werden, ſo ſind dem 
Antrag auf beſonderem Bogen beizufügen: 

a) eine formularmäßige Darſtellung des Lebenslaufs des Beamten, worin — be⸗ 
ginnend mit dem Namen, dem Geburtsdatum ſowie der letzten Dienſtſtellung und 
Beſoldungsgruppe — aufzuführen ſind: die Vorbildung, die Vordienſtzeiten und 
die Laufbahn, unter Angabe der einzelnen Daten ſowie der Dienſtſtellung (nebſt 
Beſoldungsgruppe) oder der Beſchäftigungsart und der Beſchäftigungsſtelle, 

b) eine Darſtellung der bisherigen Berechnung des Beſoldungsdienſtalters, 

e) eine Darſtellung der beantragten Berechnung des Beſoldungsdienſtalters. 


Zu 8 11 Nr. 6. 
In den Fällen des § 2 Abſ. 1 und des S 4 des Geſetzes werden den Beamten auf die 
Dauer von drei Monaten nach der Entlaſſung ihre bisherigen Bezüge belaſſen. Die 
Beamten behalten alſo während dieſer drei Monate ihre bisherigen Bezüge nach dem 
bis dahin geltenden ungekürzten Beſoldungsdienſtalter weiter, auch wenn das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter innerhalb dieſer Zeit auf Grund der Vorſchriften des 8 11 des Geſetzes 
gekürzt und neu feſtgeſetzt iſt. 
Zu 8 13. 
Wegen der Verrechnung vgl. lfd. Nr. 22. 


Zu 8 14. 
Iſt gegen einen Beamten ein Dienſtſtrafverfahren eingeleitet oder eine gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung eröffnet, ſo ſteht dies der Anwendung des Geſetzes nicht entgegen. 


Zu 8 15. 5 
Vgl. die Zweite Ausführungsvorſchrift vom 15. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 199). 


Berlin, den 15. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring. Popitz.“ Hugenberg. Ru ſt. Ker ER 
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